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Planzeichenerklärung - Vorentwurf

Nicht zulässig sind:

1. Aus der o.g. Abstandsliste die Betriebsarten der Abstandsklassen I-V und aus 
der Abstandsklasse VI die Betriebsarten mit der lfd. Nr. 154-164, 166-173, 175, 
179, 180, 182, 183, 185, 186, 188, 189 und 191, ausgenommen Verzinkereien der 
lfd. Nr. 95 der Abstandsklasse V, 

2. Einzelhandelsbetriebe in Form des isolierten Einzelhandels. 

INDUSTRIEGEBIET gem. § 9 i.V.m. § 1 Abs. 4-5 und 9 BauNVO
Zulässig sind:

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, 
ausgenommen die nachstehend als ausnahmsweise zulassungsfähig bzw. nicht 
zulässig festgesetzten Betriebe und Anlagen,

2. Tankstellen.

Ausnahmsweise können zugelassen werden:

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 
und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind,

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Nicht zulässig sind:

1. Aus der o.g. Abstandsliste die Betriebsarten der Abstandsklassen I-IV, 
ausgenommen die Betriebsarten mit der lfd. Nr. 39, 47, 48, 50, 66, 77 und 78,

2. Einzelhandelsbetriebe in Form des isolierten Einzelhandels. 

Maß der baulichen Nutzung gemäß § § 16 - 21a BauNVO

Geschossflächenzahl (GFZ), als Höchstmaß

Grundflächenzahl (GRZ)
Bei Differenzen zwischen der zeichnerisch dargestellten überbaubaren Fläche und der 
rechnerisch zu ermittelnden zulässigen Grundfläche gilt jeweils die kleinere Fläche 
(Klarstellung). Die für die GE- und die GI-Gebiete jeweils festgesetzte GRZ darf nicht 
überschritten werden, auch nicht durch überdachte Stellplätze und Garagen (s. § 19 Abs. 
4 und § 21a Abs. 3 BauNVO). 

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß
Ausnahmsweise kann die Zahl der Vollgeschosse um ein Geschoss erhöht werden, wenn 
wegen der Hanglage das Untergeschoss als Vollgeschoss angerechnet werden muss 
und dadurch die im Bebauungsplan festgesetzte GRZ und GFZ nicht überschritten 
werden (Festsetzung gemäß § 31 Abs. 1 BauGB).

Höhe der baulichen Anlagen als Höchstmaß in m
Bezugspunkt für die Höhe der baulichen Anlagen ist die Oberkante des natürlichen 
Geländes an dessen höchstem Anschnitt durch das jeweilige Gebäude.

Eine Überschreitung der festgesetzten Maximalhöhe kann für vereinzelte Dachaufbauten 
und das Dach überragende Gebäudeteile wie z.B. Antennen, Schornsteine, Technikräume 
u.ä. mit einer Grundfläche von maximal 4 qm zugelassen werden und ebenso für 
eigenständige bauliche Anlagen wie Hebeanlagen (z.B. Kräne) u.ä., sofern von ihnen 
keine Störungen für die bauliche und sonstige Umgebung oder das Landschaftsbild 
ausgehen können und sie nicht die Wirkung von Gebäuden haben (Festsetzung gem. § 
31 Abs. 1 BauGB).

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen gemäß § 22 und 23 BauNVO

Offene Bauweise

Baugrenze

Überbaubare Grundstücksflächen
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind bestimmt durch die Festsetzung von 
Baugrenzen. Ausnahmsweise kann ein Vortreten von Gebäudeteilen von höchstens 
60 cm vor die Baugrenze zugelassen werden, sofern das maximal zulässige Maß der 
baulichen Nutzung dadurch nicht überschritten wird (Festsetzung gemäß § 31 Abs. 1 
BauGB). Satz 2 gilt nicht für Baugrenzen an Wasserflächen und Verrohrungen. 
Abweichende Regelungen im Bereich des Schutzstreifens der Hochspannungstrasse 
sind zu beachten (s.u.). 

Nichtüberbaubare Grundstücksflächen
Außer den in den §§ 2 bis 13 BauNVO genannten Anlagen können auch untergeordnete 
Nebenanlagen und Einrichtungen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO zugelassen werden. 
Das Gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den 
Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können. Die Nebenanlagen im 
Sinne des § 14 Abs. 2 BauNVO können im Baugebiet als Ausnahme zugelassen werden, 
auch soweit für sie im Bebauungsplan keine besonderen Flächen festgesetzt sind. 
Entgegen der Sätze 1 bis 3 sind die nichtüberbaubaren Flächen an Wasserflächen und 
Verrohrungen in einer Breite von mindestens 3,00 m beiderseits der Böschungskrone 
bzw. der Außenkante der Gewässerverrohrung von Bebauungen, Einfriedungen und 
Nebenanlagen freizuhalten. Abweichende Regelungen im Bereich des Schutzstreifens 
der Hochspannungstrasse sind zu beachten (s.u.).

Verkehrsflächen
Straßenbegrenzungslinie
Straßenverkehrsfläche mit:
- Straßenbegleitgrün
- Geh- und Radweg                                           (Gliederung der Straßen-
- Fahrbahn                                                          verkehrsfläche als unver-
- Parkstreifen                                                      bindlicher Hinweis)
- Geh- und Radweg
- Straßenbegleitgrün
Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsflächen bes. Zweckbestimmung  Mischverkehrsfläche 

Verkehrsflächen bes. Zweckbestimmung  Wirtschaftsweg/Holzabfuhrweg

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und 
Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und 
Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen

Zweckbestimmung „Elektrizität" 

Zweckbestimmung „Wasser (Brunnen)"

Grünflächen

Private Grünfläche

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, 
den Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses

Umgrenzung von Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, 
den Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
Die nachstehend unter I bis IVa und V definierten Flächen und Maßnahmen zum 
Ausgleich werden den zu versiegelnden Bauflächen im Plangebiet zugeordnet, und die 
unter IVb definierten Flächen und Maßnahmen den geplanten Verkehrsflächen, die unter 
IVc und IVd definierten Flächen und Maßnahmen den Eingriffsmaßnahmen im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 63 „Auf der Aue".

Für alle Pflanzmaßnahmen (Ausgleichs- u. Minimierungsmaßnahmen) sind 
standortgerechte heimische Pflanzen zu verwenden, wie sie, sofern im Einzelfall nichts 
anderes festgesetzt ist, der unten stehenden Pflanzenliste zu entnehmen sind. Die 
Anpflanzungen sind im notwendigen Umfang fachgerecht zu pflegen und vollständig zu 
erhalten. Die Fertigstellungs- und Entwicklungspflege bei Ausgleichsmaßnahmen beträgt 
für den Waldaußenrand fünf und sonst jeweils drei Jahre.

Zweckbestimmung „Feldhecke" (Ausgleichsmaßnahme)

Auf diesen Flächen ist eine fünf- bis neunreihige Feldhecke aus Laubsträuchern und 
Laubbäumen II. Ordnung mit einem Pflanzabstand von 1x1 m im Dreiecksverband 
anzulegen. In die Kernzone der Hecke sollen im Abstand von 20 bis maximal 30 m 
solitäre Laubbäume I. Ordnung gepflanzt werden. 

Zweckbestimmung „Entfichtung/Wiederaufforstung" (Ausgleichsmaßn.)
Diese Fläche ist zu entfichten und in einer Pflanzdichte von ca. 8.000 Pflanzen pro Hektar 
mit Laubbäumen zu bepflanzen. Dabei sollen bevorzugt die Kombinationen 
Wildkirsche/Rotbuche und Traubenkirsche/Hainbuche verwendet werden. Es ist ein 
Waldaußenrand mit Laubsträuchern und Laubbäumen II. Ordnung von mindestens 15 m 
Breite in Richtung Süden anzulegen. 

Zweckbestimmung „Extensives Grünland" (Ausgleichsmaßnahme) 

Die Wiesenflächen sind zu extensivieren und als offenes Grünland zu erhalten. 
Empfohlen wird der Verzicht auf Düngemittel sowie eine zweimalige Mahd pro Jahr mit 
Entfernen des Mähgutes.

Zweckbestimmung „Brachfläche" (Ausgleichsmaßnahme)
Die Wiesenfläche ist zu extensivieren und als Brachfläche zu erhalten. Empfohlen wird 
der Verzicht auf Düngemittel sowie eine Mahd alle fünf Jahre mit Entfernen des 
Mähgutes.

Weitere Pflanzmaßnahmen (Eingriffminimierungsmaßnahmen)
In den GE- und GI-Gebieten ist je angefangene 500 qm Baugrundstücksfläche 
mindestens ein großkroniger Laubbaum I. Ordnung zu pflanzen.

Bei Neu-, An- und Umbauten von Gebäuden sind Dach- und 
Fassadenbegrünungs-maßnahmen durchzuführen (letztere mit Schling-, Winde- oder 
Rankpflanzen, möglichst in einer Dichte von mindestens 1 Pflanze je 2 lfd. m). Die 
begrünte Dach-bzw. Fassadenfläche soll mindestens 60 % der jeweiligen, durch bauliche 
Anlagen versiegelten Baugrundstücksfläche entsprechen. 

Baum anzupflanzen (Gestaltungsmaßnahme)

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die 
Erhaltung von Bäumen und Sträuchern 

Sonstige Planzeichen mit Satzungscharakter

Mindestgröße der Baugrundstücke 
a) in Gewerbegebieten: 1.500 qm
b) in Industriegebieten: 3.000 qm

Mit Gehrechten (G) / Fahrrechten (F) / Leitungsrechten (L) zu belastende 
Flächen zugunsten der Stadt Kreuztal (S), der Anlieger (A), der Deutschen 
Telekom AG (T), der RWE Elektrizität (E), der RWE Gas (G)

Aufschüttungen/Abgrabungen zur Herstellung des Straßenkörpers

Stützmauern zur Herstellung des Straßenkörpers

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungsarten bzw. Nutzungsmaße 

SONSTIGE PLANZEICHEN
ohne Festsetzungscharakter

Vorhandene Gebäude, ggf. mit Hausnummer

Flurstücksgrenze, Flurstücksnummer 

Flurgrenze, Flurnummer 

Vorhandene Böschung [übernommen aus der Kartengrundlage des 
Original-Bebauungsplanes Nr. 69, Stand 19.08.1996]

Brücke (Bestand)

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN
gemäß § 9 Abs. 6 BauGB

Oberirdische Hauptversorgungsleitung für Elektrizität (hier: 
110-kV-Hochspannungs-Freileitung der RWE Deutschland AG)

Schutzstreifen für die Hochspannungs-Freileitung
In diesem Bereich besteht Bauverbot. Ausnahmen hiervon können nur mit Zustimmung 
der RWE Deutschland AG zugelassen werden. Der Bereich von 20 m Radius um die Mitte 
des Stahlmastfußes ist von jeglicher Bebauung frei zu halten (Erdungsbereich). 
Vorsorglicher Hinweis: Der Mindestabstand von Oberkante baulicher Anlagen bis 
Unterkante Leiterseil beträgt 6,50 m (Richtmaß aufgrund unterschiedlichen Durchhangs). 
Im Schutzstreifenbereich können Störungen elektronischer Geräte wie PC, Steuerungen 
von Maschinen etc. aufgrund elektrischer und magnetischer Felder nicht 
ausgeschlossen werden.

HINWEISE
Bodendenkmäler

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche 
Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde, aber auch Veränderungen und 
Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch 
Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt 
werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt Kreuztal als Unterer 
Denkmalbehörde und/oder dem Westfälischen Museum für Archäologie/Amt für 
Bodendenkmalpflege, Außenstelle Olpe (Fon: 02761/93750, Fax: 02761/2466), 
unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in 
unverändertem Zustand zu erhalten (§§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz  DSchG  NW), 
falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, 
auszuwerten und für wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monate in Besitz zu nehmen 
(§ 16 Abs. 4 DSchG NW).

Altlastenverdachtsflächen

Das Flurstück 236 in Flur 7 der Gemarkung Krombach ist als altlastverdächtige Fläche 
gemäß § 2 Abs. 6 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) unter der Katasterbezeich- 
nung A06/0021 erfasst. Beim Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz 
Nordrhein-Westfalen (LANUV NRW) wird die Fläche mit der Landesregistrier-Nr. 510083 
geführt. Es handelt sich um eine ehemalige Hausmülldeponie, auf der im Zeitraum von 
1955 bis 1965 ca. 6.000 m³ Hausmüll und Bauschutt abgelagert wurden. Die Untere 
Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde des Kreises Siegen-Wittgenstein soll an 
künftigen Bauleitplan- und Baugenehmigungsverfahren beteiligt werden. 

PFLANZENLISTE
Bäume I. Ordnung
Acer pseudoplatanus (Bergahorn): Hochstamm, 2xv., 8-10 cm StU
Fraxinus excelsior (Esche): Hochstamm, 2xv., 8-10 cm StU
Quercus petraea (Traubeneiche): Hochstamm, 2xv., 8-10 cm StU
Quercus robur (Stieleiche) : Hochstamm, 2xv., 8-10 cm StU

Bäume II. Ordnung
Betula pendula (Sandbirke): Hochstamm, 2xv., 8-10 cm StU
Malus sylvestris (Wildapfel): 1+2,3j.v., 80-120 cm
Prunus avium (Wildkirsche): Hochstamm, 2xv., 8-10 cm StU
Pyrus communis (Wildbirne): 1+2,3j.v., 80-120 cm
Sorbus aucuparia (Eberesche): Hochstamm, 2xv., 8-10 cm StU

Sträucher
Corylus avellana (Haselnuß): 2xv. o. B., 100-150 cm
Crataegus monogyna (Weißdorn): 2xv. o. B.,   60-120 cm
Prunus spinosa (Schlehe): 2xv. o. B.,   60-120 cm
Rosa canina (Hundsrose): 2xv. o. B.,   60-120 cm
Sambucus nigra (Schw. Holunder): 2xv. o. B.,   60-120 cm
Sambucus racemosa (Rot. Holunder): 2xv. o. B.,   60-120 cm
Viburnum opulus (Gem. Schneeball): 2xv. o. B.,   60-120 cm

Dachbegrünung

Gräser: Kräuter:
Festuca ovina agg. (Schafschwingel) Hieracium pilosella (Habichtskraut)
Poa compressa (Plattenhalmrispe) Lotus corniculatus (Hornklee)
Setaria viridis (Gründe Borstenhirse) Medicago lupulina (Hopfenklee)

Fassadenbegrünung
Fallopia aubertii (Knöterich) Lonicera tellmanniana (Goldgeißblatt)
Hedera helix (Gemeiner Efeu) Parthenocissus tricuspidata 'Veitchii'

(dreilappiger Wilder Wein)

Hinweise
Diese Liste benennt beispielhaft Pflanzenarten, die im Sinne der Festsetzungen dieser 
Bebauungsplan-Änderung grundsätzlich geeignet sind. Bezogen auf die einzelnen 
Standorte muss die Eignung jeweils einzelfallbezogen geprüft werden. Andere, 
vergleichbare Pflanzenarten dürfen verwendet werden. In Bezug auf die Anforderungen 
an Form, Größe und Alter der Gehölze ist diese Pflanzenliste verbindlich; sie definiert die 
jeweiligen Mindestanforderungen.

und textliche Festsetzungen

FESTSETZUNGEN
gemäß § 9 Abs. 1 bis 3 und Abs. 7 BauGB

Art der baulichen Nutzung

ALLGEMEINES WOHNGEBIET gem. § 4 i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO 
Zulässig sind:

1. Wohngebäude,
2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und 

Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe,
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise können zugelassen werden:

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
3. Anlagen für Verwaltungen.

Nicht Bestandteil dieser Bebauungsplan-Änderung werden:

1. Gartenbaubetriebe,
2. Tankstellen.

MISCHGEBIET gem. § 6 BauNVO
Zulässig sind:

1. Wohngebäude,
2. Geschäfts- und Bürogebäude,
3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des 

Beherbergungsgewerbes,
4. sonstige nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe,
5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche 

und sportliche Zwecke,
6. Gartenbaubetriebe,
7. Tankstellen,
8. Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO in den Teilen des 

Gebiets, die überwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägt sind.

Ausnahmsweise können zugelassen werden:

Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO außerhalb der unter 
vorgenannter Ziffer 8 bezeichneten Teile des Gebiets.

Bei dem in den folgenden GE- und GI-Gebieten verwendeten Begriff 
„Abstandsliste" handelt es sich um die Abstandsliste zum Runderlass des 
Ministers für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft in der Fassung vom 
vom 02.04.1998 (MBl. 1998, S. 744 ff.). Die Abstände beziehen sich auf das 
jeweils nächst benachbarte, nicht vorbelastete Wohngebiet. 

Immissionswirksamer flächenbezogener Schallleistungspegel (IFBS) in dB/qm 
[Tagwert über und Nachtwert unter dem Trennstrich]
In den nachstehend festgesetzten GE- und GI-Gebieten sind nur solche Betriebe und 
Anlagen zulässig, deren Schallemissionen pro Quadratmeter Grundstücksfläche den 
festgesetzten IFBS nicht überschreiten (Festsetzung gemäß § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 
BauNVO). 

Überschreitungen der festgesetzten Emissionskontingente können ausnahmsweise 
zugelassen werden, wenn im Rahmen des jeweiligen konkreten 
Genehmigungsverfahrens der Nachweis erbracht wird, dass im Einwirkungsbereich der 
betreffenden Anlage die Einhaltung der jeweiligen Immissionsrichtwerte gemäß TA Lärm 
nachhaltig sichergestellt ist (Festsetzung gemäß § 31 Abs. 1 BauGB).

GEWERBEGEBIET gem. § 8 i.V.m. § 1 Abs. 4-6 und 9 BauNVO 
Zulässig sind:

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, 
soweit diese Anlagen für die Umgebung keine erheblichen Nachteile oder 
Belästigungen zur Folge haben können, ausgenommen die nachstehend als 
ausnahmsweise zulassungsfähig bzw. nicht zulässig festgesetzten Betriebe und 
Anlagen sowie Vergnügungsstätten,

2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
3. Tankstellen,
4. Anlagen für sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise können zugelassen werden:

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 
und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind,

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

Nicht zulässig sind:

1. Aus der o.g. Abstandsliste die Betriebsarten der Abstandsklassen I-VI und aus der 
Abstandsklasse VII die Betriebsarten mit der lfd. Nr. 192, 193, 195 und 198,

2. Einzelhandelsbetriebe in Form des isolierten Einzelhandels. 

Nicht Bestandteil dieser Bebauungsplan-Änderung werden:

Vergnügungsstätten.

GEWERBEGEBIET gem. § 8 i.V.m. § 1 Abs. 4-6 und 9 BauNVO  
Zulässig sind:

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, 
soweit diese Anlagen für die Umgebung keine erheblichen Nachteile oder 
Belästigungen zur Folge haben können, ausgenommen die nachstehend als 
ausnahmsweise zulassungsfähig bzw. nicht zulässig festgesetzten Betriebe und 
Anlagen sowie Vergnügungsstätten,

2. Maschinenfabriken aus der lfd. Nr. 180 der Abstandsklasse VI der o.g.
Abstandsliste,  

3. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
4. Tankstellen,
5. Anlagen für sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise können zugelassen werden:

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 
und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind,

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

Nicht zulässig sind:

1. Aus der o.g. Abstandsliste die Betriebsarten der Abstandsklassen I-VI und aus der 
Abstandsklasse VII die Betriebsarten mit der lfd. Nr. 192, 193, 195 und 198, 
ausgenommen Maschinenfabriken aus der lfd. Nr. 180 der Abstandsklasse VI der 
o.g. Abstandsliste,

2. Einzelhandelsbetriebe in Form des isolierten Einzelhandels. 
Nicht Bestandteil dieser Bebauungsplan-Änderung werden:

Vergnügungsstätten.

INDUSTRIEGEBIET gem. § 9 i.V.m. § 1 Abs. 4-5 und 9 BauNVO  
Zulässig sind:

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, 
ausgenommen die nachstehend als ausnahmsweise zulassungsfähig bzw. nicht 
zulässig festgesetzten Betriebe und Anlagen,

2. Behälterbau aus der lfd. Nr. 95 der Abstandsklasse V der o.g. Abstandsliste,
3. Tankstellen.

Ausnahmsweise können zugelassen werden:

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 
und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind,

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Nicht zulässig sind:

1. Aus der o.g. Abstandsliste die Betriebsarten der Abstandsklassen I-VI, 
ausgenommen Behälterbau aus der lfd. Nr. 95 der Abstandsklasse V,

2. Einzelhandelsbetriebe in Form des isolierten Einzelhandels. 

INDUSTRIEGEBIET gem. § 9 i.V.m. § 1 Abs. 4-5 und 9 BauNVO  
Zulässig sind:

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, 
ausgenommen die nachstehend als ausnahmsweise zulassungsfähig bzw. nicht 
zulässig festgesetzten Betriebe und Anlagen,

2. Tankstellen.

Ausnahmsweise können zugelassen werden:

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 
und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind,

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Nicht zulässig sind:

1. Aus der o.g. Abstandsliste die Betriebsarten der Abstandsklassen I-V und aus 
der Abstandsklasse VI die Betriebsarten mit der lfd. Nr. 154-164, 166-173, 175, 
179, 180, 182, 183, 185, 186, 188, 189 und 191,

2. Einzelhandelsbetriebe in Form des isolierten Einzelhandels. 

INDUSTRIEGEBIET gem. § 9 i.V.m. § 1 Abs. 4-5 und 9 BauNVO  
Zulässig sind:

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, 
ausgenommen die nachstehend als ausnahmsweise zulassungsfähig bzw. nicht 
zulässig festgesetzten Betriebe und Anlagen,

2. Tankstellen.

Ausnahmsweise können zugelassen werden:

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 
und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind,

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Nicht zulässig sind:

1. Aus der o.g. Abstandsliste die Betriebsarten der Abstandsklassen I-V, 
ausgenommen die Betriebsarten mit der lfd. Nr. 79, 88, 95, 96, 111, 129, 130, 
144-146 und 151-153,

2. Einzelhandelsbetriebe in Form des isolierten Einzelhandels. 

INDUSTRIEGEBIET gem. § 9 i.V.m. § 1 Abs. 4-5 und 9 BauNVO  
Zulässig sind:

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, 
ausgenommen die nachstehend als ausnahmsweise zulassungsfähig bzw. nicht 
zulässig festgesetzten Betriebe und Anlagen,

2. Verzinkereien der lfd. Nr. 94 der Abstandsklasse V der o.g. Abstandsliste,
3. Tankstellen.

Ausnahmsweise können zugelassen werden:

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 
und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind,

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

G/F/L

Zweckbestimmung „Regenwasserrückhaltebecken":

Flur 7

Littfeld

Krombach

 

Verfahrensvermerke

8. Kopie

Diese Kopie stimmt mit dem Original und den darauf 
verzeichneten Vermerken überein.

Kreuztal, ____________  Der Bürgermeister 

                                     I.A.
(Siegel)                             (Unterschrift)
           

7. Plangrundlage

Die Plangrundlage entspricht den Anforderungen des  
§ 1 der Planzeichenverordnung vom 18.12.1990.
Stand der Plangrundlage: ____________.

Kreuztal, ____________  Das Katasteramt 

                                     I.A.
(Siegel)                             (Unterschrift)

4. Beteiligung der Öffentlichkeit

Der Planentwurf und die Begründung haben vom 
17.05.2013 bis zum 17.06.2013 gemäß § 3 Abs. 2 i.V.m. 
§ 13 Abs. 2 Ziffer 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die 
öffentliche Auslegung wurde am 06.05.2013 bekannt 
gemacht.

Kreuztal, ____________  Der Bürgermeister 

                                     I.A. 
(Siegel)                             (Unterschrift)

6. Schlussbekanntmachung

Der Satzungsbeschluss sowie Ort und Zeit der 
Bereithaltung des Planes wurden gemäß § 10 Abs. 3 
BauGB und gemäß § 7 GO NW in Verbindung mit der 
Bekanntmachungsverordnung am 21.04.2017 
öffentlich bekannt gemacht.

 

Kreuztal, ____________  Der Bürgermeister 

                                     I.A. 
(Siegel)                             (Unterschrift)

5. Satzungsbeschluss

Der Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB für 
diese Bebauungsplan-Änderung wurde vom Rat der 
Stadt Kreuztal nach Abwägung aller 
abwägungsrelevanten Stellungnahmen am 23.02.2017                          
gefasst.

Kreuztal, ____________  Der Bürgermeister 

                                             
(Siegel)                             (Unterschrift)

2. Frühzeitige  Beteiligungsverfahren

Von der frühzeitigen  Unterrichtung und Erörterung 
nach § 3 Ab. 1 BauGB (Öffentlichkeit) und § 4 Abs. 1 
BauGB (Behörden) wurde abgesehen.

Kreuztal, ____________  Der Bürgermeister 

                                     I.A. 
(Siegel)                             (Unterschrift)

1. Aufstellungsbeschluss

Der Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 
für diese Bebauungsplan-Änderung wurde am 
05.07.2012  vom Rat der Stadt Kreuztal gefasst und am 
06.05.2013 öffentlich bekannt gemacht.

Kreuztal, ____________  Der Bürgermeister 

                                     I.A. 
(Siegel)                             (Unterschrift)

3. Beteiligung der Träger öffentlicher Belange

Die berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 
13.05.2013 unter Fristsetzung für eine Stellungnahme 
bis zum 10.06.2013 gemäß § 13 Abs. 2  Ziffer 3  BauGB 
beteiligt.

Kreuztal, ____________  Der Bürgermeister 

                                     I.A. 
(Siegel)                             (Unterschrift)

Rechtsgrundlagen 

- Baugesetzbuch (BauGB) vom
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), 

- Verordnung über die bauliche Nutzung
            der Grundstücke (BauNVO) vom
            23.01.1990 (BGBl. I S. 133) und 
- Gemeindeordnung für das Land
            Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom
           14.07.1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023),
jeweils in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses 
aktuellen Fassung, u.a. Rechtsgrundlagen.       

3a. Erneute Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange nach § 4 a Abs. 3 BauGB

Die berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 
22.09.2016 unter Fristsetzung für eine Stellungnahme 
bis zum 31.10.2016 gemäß 4a Abs. 3 BauGB erneut 
beteiligt.

Kreuztal, ____________  Der Bürgermeister 

                                     I.A. 
(Siegel)                             (Unterschrift)

4a. Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit 
nach § 4 a Abs. 3 BauGB

Der Planentwurf und die Begründung haben vom 
30.09.2016 bis zum 31.10.2016 gemäß § 4a Abs. 3 
BauGB erneut öffentlich ausgelegen. 
Die erneute öffentliche Auslegung wurde am 
15.09.2016 bekannt gemacht.

Kreuztal, ____________  Der Bürgermeister 

                                     I.A. 
(Siegel)                             (Unterschrift)

06.04.2017

06.04.2017

06.04.2017

06.04.2017

06.04.2017

20.04.2017

06.04.2017

05.05.2017

L.S. gez. Kramer

L.S. gez. Kramer

L.S. gez. Kramer

L.S. gez. Kramer

L.S. gez. Kramer

L.S. gez. Kramer

L.S. gez. Kiß

L.S. gez. Kramer

1:1.000

Satzung der Stadt Kreuztal
 1. Änd. Bebauungsplan  NR. 69  "AUF DEM HEIDFELDE"

 In den Stadtteilen  Krombach / Littfeld
Stand:  16. Januar 2017  

Bearb.:

Gez.:

Maßstab:  

P. Kramer
M. Hofmann

I. Berg
M. Hofmann
P. Kramer
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1. ÄNDERUNG  BP  NR. 69   "AUF DEM HEIDFELDE"
     IN DEN STADTTEILEN  KROMBACH / LITTFELD           M.: 1 : 1.000      
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